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A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Rechtspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf unverän-

dert anzunehmen. 
 
 (CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen SPD, Freie Demokraten, DIE LINKE, 

Enthaltung AfD) 
 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Rechtspolitischen Ausschuss, federführend, und dem 

Unterausschuss Justizvollzug, beteiligt, in der 47. Plenarsitzung am 30. Juni 2020 
nach der ersten Lesung zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 

 
 2. Der Rechtspolitische Ausschuss und der Unterausschuss Justizvollzug haben zu dem 

Gesetzentwurf eine gemeinsame schriftliche und mündliche Anhörung durchgeführt. 
 
 3. Der Rechtspolitische Ausschuss und der Unterausschuss Justizvollzug haben in einer 

gemeinsamen Sitzung am 29. Oktober 2020 das Ergebnis der Anhörung ausgewer-
tet. 

 
  Der Unterausschuss Justizvollzug hat dem federführenden Rechtspolitischen Aus-

schuss in dieser Sitzung vorgeschlagen, dem Plenum die Annahme des Gesetzent-
wurfs zu empfehlen. 

 
 (CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen SPD, Freie Demokraten, DIE LINKE, 

Enthaltung AfD) 
 
  Daraufhin hat der Rechtspolitische Ausschuss die unter A wiedergegebene Beschluss-

empfehlung an das Plenum ausgesprochen. 
 
 
 
Wiesbaden, 29. Oktober 2020  
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